
  

Namensnennung

In zwei Beiträgen befasst sich eine Lokalzeitung mit rechtsradikalen Aktivitäten. In
beiden Berichten wird ein 23-jähriger Bürokaufmann namentlich erwähnt. Dass er
Neo-Nazi sei und Mitgründer einer »Nationalfreiheitlichen Alternative«. Dass er mit
einem Hakenkreuzflugblatt auf dem Nürnberger Reichsparteitagsgelände aufgefallen
sei. Dass man ihn wegen »Volksverhetzung« lediglich zu 80 Arbeitsstunden und einer
Geldstrafe von tausend Mark verurteilt habe. Der Vater des Betroffenen beschwert
sich beim Deutschen Presserat, dass man seinen Sohn mit vollem Vor- und
Zunamen genannt habe. Durch die Veröffentlichung sei dem Jugendlichen die
Aussicht auf einen Arbeitsplatz verbaut worden. Der Beschwerdeführer beanstandet
auch die Wertung »lediglich« in Zusammenhang mit der Strafe, die sein Sohn
erhalten habe. Bei einem Gesamteinkommen von 4.300 Mark im Jahre 1992 mit
zusätzlichen Gerichts- und Anwaltskosten in Höhe von 2.300 Mark sei dies mehr als
nur eine einfache Strafe. Die Zeitung verweist auf das Interesse der Öffentlichkeit an
einer Aufklärung über die dubiose »Nationalfreiheitliche Alternative«. Der Sohn des
Beschwerdeführers sei immerhin von Oktober 1992 bis zu ihrer Auflösung im
Frühjahr 1993 der Vorsitzende einer weit agierenden politischen Partei gewesen, die
vom Verfassungsschutz als politisch äußerst gefährlich eingestuft wurde. In ihrem
Bericht über das Verfahren vor einem Jugendschöffengericht habe die Redaktion
den Namen des Angeklagten nicht genannt. Dieser habe vielmehr in der Folge sein
eigenes »Outing« betrieben. So bekannte er sich in einem Leserbrief mit Angabe von
Namen und Adresse als Vorsitzender der NFA. Autonome verteilten Flugblätter mit
seinem Porträt. In einer NFA-Zeitschrift wird er als Redakteur genannt. Spätestens
Anfang 7993 hätte also jeder, der sich dafür interessierte, über die politischen
Ansichten des jungen Mannes Bescheid wissen können: Es sei politisch notwendig,
so die Zeitung, die Vernetzung neonazistischer Organisationen aufzudecken und
dabei auch Namen zu nennen. (1993)

Der Presserat hält die Beschwerde für unbegründet. Das öffentliche Interesse an
einer Aufklärung über die dubiose »Nationalfreiheitliche Alternative« rechtfertige in
beiden Fällen die Namensnennung des jungen Mannes, der sich zudem mehrfach
öffentlich zu seiner politischen Gesinnung bekannt habe. (B 81/93)
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